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worden. Jetzt erst, in der dritten Etappe, wird der letz-
te Teil des damaligen Bürgerentscheides umgesetzt.

Das ist ein Beispiel dafür, dass politische Mehrheiten
in den kommunalen Gremien, egal wie sie gefärbt
sind, die politische Bindungswirkung solcher Bürger-
entscheide richtig einschätzen. Sie gehen mit diesen
Bürgerentscheiden vernünftig um. Die Entscheidung
für einen anderen Weg, der vom Bürgerentscheid ab-
weicht, muss sich jeder Kommunalpolitiker sehr
genau überlegen. Spätestens bei der nächsten Kom-
munalwahl muss er diesen Schritt gegenüber seinen
Wählerinnen und Wählern rechtfertigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist auf Landes-
ebene genauso. Für einen Volksentscheid auf Lan-
desebene verbunden mit einem entsprechenden Ge-
setzentwurf gibt es keine rechtliche Bindungswirkung.
Selbstverständlich überlegt sich der Bayerische Land-
tag jedoch ganz genau, was er tut. Ein oder zwei
Jahre nach einem Volksentscheid mit der Mehrheit im
Bayerischen Landtag das Gegenteil zu beschließen,
wäre sehr problematisch.

Deshalb kommt es nicht darauf an, dass wir jetzt zu-
sätzliche Fristen und noch engere Regularien be-
schließen. Im Vordergrund steht die politische Verant-
wortung der Bürger einerseits und der gewählten
Mandatsträger andererseits. Aufgrund der positiven
Erfahrungen, die wir alle und vor allem auch die Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land mit den gelten-
den Regelungen für Bürgerentscheide gemacht
haben, gibt es überhaupt keinen Anlass dafür, dass
wir alle paar Jahre wieder an Einzelheiten herumbas-
teln und herumdoktern. Die Bürgerentscheide haben
sich bewährt. Sie funktionieren gut. Wenn es vor Ort
einen Streit gibt, muss er vor Ort auf kommunaler
Ebene ausgetragen werden. Wir müssen nicht immer
dann, wenn es in irgendeiner Gemeinde hakt, mit ge-
setzlichen Regelungen im Landtag nachbessern. Des-
halb bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen,
diese Gesetzentwürfe abzulehnen und mit den gegen-
wärtigen bewährten Gesetzesregelungen weiterzuar-
beiten.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der FDP)

Präsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und Kolle-
gen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.
Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen
zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungs-
punkte wieder getrennt. Ich bitte die Plätze einzuneh-
men, damit wir abstimmen können. 

Ich lasse zunächst über den Tagesordnungspunkt 13
abstimmen. Der Abstimmung liegt der Gesetzentwurf
der Fraktion der Freien Wähler auf Drucksache
16/3678 zugrunde. Der federführende Ausschuss für

Kommunale Fragen und Innere Sicherheit empfiehlt
auf Drucksache 16/6683 die Ablehnung des Gesetz-
entwurfs. Wer dagegen dem Gesetzentwurf seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler,
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
und Frau Kollegin Dr. Pauli. - Gegenstimmen bitte ich
anzuzeigen. - Die Fraktionen der CSU und der FDP.
Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der Gesetzent-
wurf abgelehnt. 

Nun lasse ich über Tagesordnungspunkt 14 abstim-
men. Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf
der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf
der berichtigten Drucksache 16/3935 zugrunde. Der
federführende Ausschuss für Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit empfiehlt auf Drucksache 16/6689
wiederum die Ablehnung. Wer dagegen dem Gesetz-
entwurf seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Die Fraktionen der Freien
Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und Frau Kollegin Dr. Pauli. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. - Die Fraktionen der CSU und
der FDP. Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der
Gesetzentwurf ebenfalls abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 und 16 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Tanja Schweiger, Joachim Hanisch und
Fraktion (FW)
zur Änderung des Gemeinde- und
Landkreiswahlgesetzes und des
Bezirkswahlgesetzes (Drs. 16/3486)
- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten
Thomas Hacker, Dr. Andreas Fischer, Tobias
Thalhammer u. a. und Fraktion (FDP),
Christian Meißner u. a. (CSU)
zur Änderung des Gemeinde- und
Landkreiswahlgesetzes (Drs. 16/3557)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten
Thomas Hacker, Dr. Andreas Fischer, Jörg Rohde
u. a. (FDP),
Christian Meißner u. a. (CSU)
(Drs. 16/5202)

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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zur Änderung des Gemeinde- und
Landkreiswahlgesetzes sowie des
Bezirkswahlgesetzes (Drs. 16/3661)
- Zweite Lesung -

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Im Ältesten-
rat wurde hierzu eine Redezeit von fünf Minuten ver-
einbart. Erste Wortmeldung für die Freien Wähler:
Herr Kollege Hanisch.

Joachim Hanisch (FW): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute geht es
darum, wie wir die Stimmen, die eine parteiliche Grup-
pierung bekommen hat, in Sitze umwandeln. Wie
sorge ich dafür, dass ein Ausschuss, ein Arbeitskreis
oder was auch immer das Spiegelbild des Plenums
des Stadt- bzw. Gemeinderats darstellt? Dazu gibt es
verschiedene Verfahren. Bisher hatten wir fast überall
das d’Hondtsche Verfahren angewandt. Für mich ist
es ein Meilenstein, dass sich in diesem Hause alle
Fraktionen zumindest darüber einig sind, dass wir die-
ses d’Hondtsche Verfahren in Zukunft nicht mehr
haben wollen. Das konnte man vor einigen Jahren in
der Form noch nicht erwarten.

Jetzt geht es darum, welches der anderen Verfahren
das bessere ist. Für welches sollen wir uns entschei-
den? Hierzu haben die Freien Wähler eine klare Auf-
fassung. Wir sind der Meinung, dass das Verfahren
nach Sainte-Laguë/Schepers besser ist. Wir fordern
deshalb, dass dieses Verfahren eingeführt wird. Wir
sind der Auffassung, dass das Verfahren nach Hare-
Niemeyer wesentlich besser als das d’Hondt’sche
Verfahren und mit dem Verfahren nach Sainte-Laguë/
Schepers vergleichbar ist. Bei einer Erhöhung der Ge-
samtsitzzahl könnte aber nach dem Hare-Niemeyer-
Verfahren ein Sitz verloren gehen. Sie können jetzt
sagen, das sind nur Details. Wenn wir aber schon die
Möglichkeit haben, die Verfahren neu zu regeln, soll-
ten wir das Verfahren nehmen, das sich in den letzten
Jahren konsequent durchgesetzt hat. Dafür plädieren
wir ausdrücklich.

Meine Damen und Herren von der CSU und der FDP,
Sie haben mit Ihren Stimmen im Bundestag dafür ge-
sorgt, dass das Verfahren nach Sainte-Laguë/Sche-
pers eingeführt wird. Sie haben im Europäischen Par-
lament mitgestimmt, als dort ein neues Verfahren
gewählt wurde, und Sie haben sich auch dort - ich
nehme an, aus gutem Grund - für das Verfahren nach
Sainte-Laguë/Schepers eingesetzt. Sie haben somit
dafür gesorgt, dass dieses Verfahren jetzt in der Euro-
päischen Union und auch im Bundestag gilt. Wenn
Sie sich § 25 der Geschäftsordnung für den Bayeri-
schen Landtag anschauen, finden Sie auch dort für
die Ausschussbesetzung das Verfahren nach Sainte-
Laguë/Schepers.

Nachdem wir dieses System auf allen Ebenen einge-
führt haben, ist es für uns in gewisser Form unlogisch,
dass auf kommunaler Ebene plötzlich das Verfahren
nach Hare-Niemeyer eingeführt wird. Unser Gesetz-
entwurf ist deshalb sehr eindeutig. Wir sprechen uns
für das Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers aus.
Nachdem wir aber nach den Beratungen in den Frak-
tionen befürchten, dass unser Antrag keine Mehrheit
finden wird, werden wir auch dem Gesetzentwurf der
FDP und der CSU zustimmen, weil uns die zweitbeste
Lösung allemal mehr Wert ist als dieses wohl zu den
Akten zu legende d’Hondt’sche Verfahren. Deshalb
stimmen wir auch dem Antrag der CSU zu.

Präsidentin Barbara Stamm: Nächste Wortmeldung
für die FDP-Fraktion: Herr Kollege Rohde.

Jörg Rohde (FDP): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Hanisch, vielen Dank
für die Ankündigung, dass Sie nachher dem Gesetz-
entwurf von FDP und CSU zustimmen. Dazu aber
eine kleine Korrektur fürs Protokoll: Sie hatten über-
schwänglich damit begonnen, dass wir nicht nur über
die Verteilung der Sitze des jeweiligen Kommunalpar-
laments, sondern auch über die Verteilung der Aus-
schusssitze reden. Das ist heute gerade nicht Gegen-
stand der Debatte. Das wollte ich für das Protokoll
richtigstellen.

Uns eint aber die Freude darüber, dass wir das erst-
oder zweitbeste, aber auf keinen Fall das drittbeste
Verfahren, welches bisher noch gilt, anwenden wol-
len. Das Verfahren nach d’Hondt ist ein zwar zulässi-
ges Verfahren. Zumindest fühlen sich aber kleine Par-
teien bei diesem Verfahren das eine oder andere Mal
benachteiligt, sodass wir uns darüber freuen, dass wir
gemeinsam mit unserem Koalitionspartner den Ge-
setzentwurf zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes auf den Weg bringen und damit
das Verfahren nach Hare-Niemeyer festschreiben
konnten.

Jede politische Ebene, sei es der Bundestag, das Eu-
ropaparlament oder auch wir, ist berechtigt, das Ver-
fahren zu ändern. Wenn wir heute das Verfahren
nach Sainte-Laguë/Schepers einführen würden, könn-
ten wir es morgen vielleicht schon wieder ändern, weil
an anderer Stelle ein anderer Beschluss gefasst wird.
Die Sitze für den Bundestag werden aber nach Hare-
Niemeyer ausgezählt. Auch die Sitze im Landtag wer-
den nach Hare-Niemeyer ausgezählt. Deswegen ist in
Bayern auch ein Prozess geführt worden. Insofern be-
finden wir uns durchaus im Kanon mit den anderen
Ebenen über uns, wenn wir für die Kommunalwahlen
Hare-Niemeyer vorschreiben. Dieses Verfahren ist
durchaus eine der zu wählenden Optionen. Wir freuen
uns darüber, dass wir dieses Gesetz noch vor Weih-
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nachten verabschieden können. Logischerweise kön-
nen wir damit dem Gesetzentwurf der Freien Wähler
nicht nähertreten, wobei wir natürlich wissen, dass die
Auszählmethode zu nahezu gleichen Ergebnissen
führt. Die beiden Verfahren unterscheiden sich wirk-
lich nur in Nuancen.

Der wesentliche Punkt, der uns eint, ist die Abkehr
vom d´Hondtschen System. Wie das später einmal in
den Ausschüssen bei der nachgelagerten Entschei-
dungsfindung ist, ist an anderer Stelle zu beraten. Da
freue ich mich auch auf die Diskussion.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. Nächste
Wortmeldung für die CSU-Fraktion: Herr Kollege
Meißner.

Christian Meißner (CSU): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Kollege Rohde hat es schön er-
klärt. Aber ich war so schlecht in Mathematik, dass ich
mich sehr ungern in diese Zählerei hineinbegebe. Es
ist ein Beitrag zum großen Werk der Umsetzung des
Koalitionsvertrages. Wir bitten um Zustimmung und
freuen uns über die politische Klugheit der Freien
Wähler, uns da zu folgen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und des Ab-
geordneten Jörg Rohde (FDP))

Präsidentin Barbara Stamm: Ich darf nun das Wort
für die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
Frau Kollegin Tausendfreund erteilen.

Susanna Tausendfreund (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe es nicht
zu hoffen gewagt, dass ich es noch erleben werde,
dass wir das d´Hondtsche Verfahren als Auszäh-
lungsverfahren tatsächlich bis zur nächsten Kommu-
nalwahl abschaffen.

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause
(GRÜNE) - Jörg Rohde (FDP): Sehen Sie, kaum
sind wir wieder da …!)

Damit enden tatsächlich die ungleich gewichtete Ver-
teilung in den Kommunalparlamenten, die Verzerrun-
gen bei der Zusammensetzung zugunsten der großen
Parteien und zulasten der kleinen Parteien. Hier hat
es in der Vergangenheit wirklich erhebliche Verzer-
rungen gegeben. Es ist von uns und von der FDP
mehrfach gegen das Verfahren nach d’Hondt geklagt
worden. In Bezug auf die Landtagswahlen und die
damit verbundene siebenfache Anwendung von
d’Hondt hatte die Klage der FDP Erfolg. D’Hondt ist
für die Landtagswahlen untersagt worden. Die Land-
tagswahlen werden deshalb schon seit einiger Zeit

nach Hare-Niemeyer ausgezählt, aber eben nicht die
Kommunalwahlen. Da hat das Verfassungsgericht ge-
sagt, das Verfahren nach d’Hondt sei gerade noch
verfassungsgemäß.

Es ist ein Beitrag der FDP, diesen Punkt in den Koali-
tionsvertrag hineingebracht zu haben,

(Beifall bei der FDP)

sodass wir Hare-Niemeyer für alle Wahlen heute ein-
stimmig verabschieden können.

Nach der letzten Kommunalwahl hat es wieder erheb-
liche Verzerrungen gegeben. Es wurde eine Verfas-
sungsbeschwerde eingereicht, die leider abgelehnt
worden ist. Diese Klage ist sehr gut aufbereitet und
zeigt sehr deutlich, wie groß die Verzerrungen tat-
sächlich gewesen sind. Es gab in der Regel Abwei-
chungen um ein bis zwei Sitze. Solche erheblichen
Abweichungen kann man bei Gremien mit beispiels-
weise 30, 50 oder 60 gewählten Mandatsträgern nicht
durchgehen lassen.

Wir haben heute ein gesetzgeberisches Kuriosum: Es
gab den Gesetzentwurf der Freien Wähler für das
Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers, dann - nur
bezogen auf die Gemeindewahlen und Landkreiswah-
len - den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen. Fer-
ner gab es unseren, den Gesetzentwurf der GRÜ-
NEN, der sich auf alle kommunalen Ebenen bezogen
hat, also auch auf die Bezirkstage. Dann kam ein
nachgeschobener Gesetzentwurf der Koalitionsfrakti-
onen. Im Innenausschuss haben wir uns darauf geei-
nigt, dass die Koalitionsfraktionen ihren Gesetzent-
wurf entsprechend unserem Gesetzentwurf ändern.
Wir haben dann auch unseren Gesetzentwurf wieder
angepasst, sodass wir heute einen Gesetzentwurf der
GRÜNEN und einen Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen parallel haben, die beide heute beschlos-
sen werden. Sie sind identisch. Ich sage das, weil vor-
hin immer nur vom Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen die Rede war.

(Christian Meißner (CSU): Entschuldigung!)

Also zur Klarstellung: Heute stehen zwei Gesetzent-
würfe zur Abstimmung. Das im Gesetzentwurf der
Freien Wähler auf kommunaler Ebene bevorzugte
Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers ist nicht das
exaktere Verfahren. Hare-Niemeyer ist mathematisch
genau. Bei Gremien, deren Größe schon vorher fest-
steht, gibt es auch keine Verzerrung. Die Möglichkeit,
dass es da einen Effekt gibt, wie Sie angesprochen
haben, besteht nicht.

Wenn wir die Sache verabschieden, haben wir einen
Gleichklang für Landtagswahlen, Bezirkstagswahlen,
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Gemeindewahlen, Stadtratswahlen, Kreistagswahlen.
Sie werden alle nach dem gleichen Prinzip ausgezählt
und sind dann mathematisch korrekt besetzt. Im
Jahr 2014 werden sich die Kommunalparlamente
dann gerechter zusammensetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, bitte ver-
bleiben Sie am Redepult für eine Zwischenbemerkung
des Kollegen Rohde.

Jörg Rohde (FDP): Frau Kollegin, ich möchte Ihre
umfassende Aufzählung, die sehr detailreich war, nur
um eine Nuance ergänzen. Ich erinnere daran, dass
das Bezirkstagswahlrecht auch im Koalitionsvertrag
vereinbart war, sodass Ihr Antrag in dieser Legislatur-
periode vielleicht nicht unbedingt erforderlich war.

(Margarete Bause (GRÜNE): Es ist manches ver-
einbart, was nicht Realität ist! - Zuruf der Abge-
ordneten Simone Tolle (GRÜNE))

Das möchte ich nur ergänzen, weil Sie sonst alles
vollständig dargestellt haben.

Susanna Tausendfreund (GRÜNE): Ich hatte den
Eindruck, dass Sie die Bezirkstagswahlen einfach ver-
gessen haben. Deshalb haben wir den umfassenden
Gesetzentwurf nachgeschoben. Sie haben ja dann
nachgezogen. Sie hätten das auch sein lassen und
unserem Gesetzentwurf zustimmen können.

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause
(GRÜNE) - Johanna Werner-Muggendorfer
(SPD): Das geht nicht, das können Sie verges-
sen, das erleben wir nicht!)

Das machen Sie ja heute sowieso.

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt darf ich für die
SPD-Fraktion dem Kollegen Perlak das Wort erteilen.
Bitte schön.

Reinhold Perlak (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die möglichst
gerechte Abbildung von Wahlergebnissen in der Zu-
teilung von Sitzen sowohl in Gemeinden wie Landkrei-
sen und Bezirken ist nicht erst seit heute in der Dis-
kussion. Sie hat uns schon mehrfach auch in diesem
Hohen Hause beschäftigt.

Der Ablösung des ungerechten Sitzzuteilungsverfah-
ren nach d´Hondt scheinen, wie wir gehört haben,
nunmehr alle Fraktionen einmütig zuzustimmen. Es ist
auch nachvollziehbar, weil der Wählerwille im Ver-
gleich zum mathematisch wohl exakteren Hare-Nie-
meyer-Verfahren oder zum etwas komplizierteren,

aber dennoch gerechteren Verfahren nach Sainte-
Laguë/Schepers weniger angemessen abgebildet
wird und dann nach wie vor die großen Parteien be-
vorzugt würden.

Gestatten Sie mir, auch darauf hinzuweisen, dass der
Bayerische Verfassungsgerichtshof einräumt, dass
das d´Hondtsche Verfahren nicht ausreichend - ich zi-
tiere wörtlich - zu "wahlproporzgerechten" Ergebnis-
sen führt. Das sollte für uns Anlass genug sein, von
dem alten Zopf Abstand zu nehmen.

Es ist schon dargestellt worden, dass das Verfahrens
nach Sainte-Laguë/Schepers auf Europa- und Bun-
desebene längst angewendet wird. Ich darf daran er-
innern, dass die Mehrheitsfraktionen bei der Konstitu-
ierung dieses Landtags in dieser Wahlperiode dieses
Verfahren sicherlich auch aus bestimmten Gründen
angewandt haben, weil es ihnen entsprechende Sitze
zugeführt hat, die sie sonst nicht bekommen hätten.

Innerhalb der kommunalen Körperschaftsebenen wer-
den aber immer noch unterschiedliche Sitzzuteilungs-
verfahren angewendet. Deshalb sollte das klar gere-
gelt werden. Weil es aber selbst unter
wissenschaftlich angestellten Analysen keine klare
Empfehlung für Hare-Niemeyer oder zu Sainte-Laguë/
Schepers gibt, war es schon im Vorfeld bei der Be-
handlung im Fachausschuss schwierig, sich auf eines
der beiden Verfahren festzulegen.

Unsere Fraktion ist auch deshalb davon ausgegan-
gen, dass die getroffene Vereinbarung, nämlich einen
gemeinsamen Gesetzentwurf aller Fraktionen vorzule-
gen, erst dann greift, wenn ein Gesetzentwurf der
Staatsregierung vorliegt. Dieser Gesetzentwurf liegt
leider trotz Empfehlung des Fachausschusses nicht
vor. Auch die vorgeschlagene Prüfung, Herr Kollege
Rohde, zur Abwägung der beiden Verfahren ist unter-
blieben - leider.

Dies war schließlich der Grund dafür, dass wir heute
als einzige Fraktion keinen eigenen Gesetzentwurf
eingebracht haben, weil wir eben auf diese Absprache
vertraut haben. Wir haben immer schon - das ist hin-
länglich bekannt - Hare-Niemeyer favorisiert, zu
einem Zeitpunkt allerdings, als es das Verfahren nach
Sainte-Laguë/Schepers noch gar nicht gab. Wahlver-
fahrensexperten, meine Damen und Herren, bestäti-
gen uns mittlerweile, dass das Verfahren nach Sainte-
Laguë/Schepers den Wählerwillen unter allen
Verfahren am besten abbildet. Leider werden wir uns
zu Letzterem vermutlich heute mehrheitlich nicht
durchringen können. Aber weil alle Gesetzentwürfe,
die wir heute in Zweiter Lesung behandeln, in allen
wesentlichen Inhalten und Zielsetzungen gleichgela-
gert sind, stimmen wir wie schon im federführenden
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Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicher-
heit dem Gesetzentwurf in Tagesordnungspunkt 15
und - wenngleich nur als zweitbester Lösung - auch
den Gesetzentwürfen im Tagesordnungspunkt 16 zu.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Bei der großen Über-
einstimmung des Hohen Hauses verzichtet Innenmi-
nister Herrmann auf seine Wortmeldung. Das ist doch
eine Anerkennung. Auch ich freue mich darüber.

(Zurufe von den Freien Wählern und den GRÜ-
NEN)

Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen
zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungs-
punkte wieder getrennt. 

Ich lasse zunächst über den Tagesordnungspunkt 15
abstimmen. Der Abstimmung liegt der Initiativgesetz-
entwurf der Fraktion der Freien Wähler auf Drucksa-
che 16/3486 zugrunde. Der federführende Ausschuss
für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit emp-
fiehlt auf Drucksache 16/6682 die Ablehnung des Ge-
setzentwurfs. Wer dagegen dem Gesetzentwurf zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Fraktionen der SPD und der Freien Wähler
und Frau Abgeordnete Dr. Gabriele Pauli, fraktions-
los. Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der
CSU und der FDP. Stimmenthaltungen? - Das ist die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit
ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 16. Der Abstimmung liegen der Initiativ-
gesetzentwurf der FDP-Fraktion und von Abgeordne-
ten der CSU-Fraktion auf Drucksache 16/3557, der
Änderungsantrag von Abgeordneten der FDP und der
CSU auf Drucksache 16/5202, der Initiativgesetzent-
wurf der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 16/3661 und die Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses für
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit auf Druck-
sache 16/6696 zugrunde. 

Der federführende Ausschuss schlägt für beide Ge-
setzentwürfe eine gemeinsame Neufassung vor. Der
Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen
und Verbraucherschutz stimmt bei seiner Endbera-
tung der Beschlussempfehlung des federführenden
Ausschusses zu, allerdings mit der Maßgabe, dass
§ 3 neu gefasst wird. Im Einzelnen verweise ich auf
die Drucksache 16/6696. Wer dem Gesetzentwurf in
der Fassung des endberatenden Ausschusses zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
ist das gesamte Hohe Haus. Gegenstimmen? Keine.

Stimmenthaltungen? - Keine. Einstimmig so beschlos-
sen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. - Widerspruch erhebt
sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des endberatenden Ausschusses seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. -
Das ist das gesamte Hohe Haus. Ich bitte die Gegen-
stimmen anzuzeigen. - Keine. Stimmenthaltungen? -
Keine. 

Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat den Titel:
"Gesetz zur Änderung des Gemeinde- und Landkreis-
wahlgesetzes sowie des Bezirkswahlgesetzes". 

Mit der Annahme der Gesetzentwürfe in der soeben
beschlossenen Fassung hat der Änderungsantrag auf
der Drucksache 16/5202 seine Erledigung gefunden.
Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind sehr gut
in der Zeit. Damit haben Sie sich eine Mittagspause
von einer Stunde verdient. Das tut auch dem Steno-
grafischen Dienst gut. Wir treffen uns um 13.45 Uhr
wieder.

(Unterbrechung von 12.44 bis 13.45 Uhr)

Zweiter Vizepräsident Franz Maget: (Vom Redner
nicht autorisiert) Meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es ist 13.45 Uhr.

Wie angekündigt, setzen wir unsere Sitzung fort mit
den Tagesordnungspunkten 17 bis 19:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Stärkung der kommunalen Demokratie
Informationsrechte der Gemeinde-, Kreis- und
Bezirksräte (ber. Drs. 16/3930)
- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Stärkung der kommunalen Demokratie
Geschäftsgang der vorberatenden Ausschüsse
(ber. Drs. 16/3932)
- Zweite Lesung -

und
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